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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5711/66 


Bonn, den 25. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über Beihilfen an Unternehmen 
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Juli 1966 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht vorgesehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethostraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über Beihilfen an Unternehmen des Eisenbahn-, Straßen- und 

Binnenschiffsverkehrs 

(Von der Kommission dem Rat vorgeiegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 7, 75, 77 und 94, 

gestützt auf Artikel 9 Absatz 1 der Entscheidung 
Nr. 65/271/EWG des Rats vom 13. Mai 1965 i), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Ein wesentliches Ziel der gemeinsamen Verkehrs- 
politik stellt die Beseitigung der Unterschiede dar, 
die geeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Verkehrsmarkt zu verfälschen. 

Zur Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrs- j 
Politik und insbesondere zur Erreichung der mit der i 
Entscheidung Nr. 65/271/EWG verfolgten Ziele ist es ^ 
notwendig, die in den Artikeln 92 und 93 des Ver- 
trags vorgesehene Regelung auf alle staatlichen Bei- 
hilfen auszudehnen, die durch die Begünstigung be- 
stimmter Verkehrsunternehmen oder bestimmter 
Verkehrsträger den Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen, auch wenn sie den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigen. 

Nach Artikel 77 des Vertrages dürfen die Mit- 
glicdstaaten Beihilfen gewähren, die den Erforder- 
nissen der Koordinierung des Verkehrs oder der Ab- 
geltung bestimmter, mit dem Begriff des öffentlichen 
Dienstes zusammenhängender Leistungen entspre- 
chen. Zur Anwendung dieser Vorschrift müssen Kri- 
terien für die Beihilfen festgelegt werden, die diese 
Bedingungen erfüllen. 

Beihilfen entsprechen dann den Erfordernissen der 
Koordinierung des Verkehrs, wenn sie ausschließlich 
dazu bestimmt sind, Beeinträchtigungen zu kompen- 
sieren, die Verkehrsunternehmen aus staatlichen 
Eingriffen oder Besonderheiten der Struktur des Ver- 
kehrsmarktes erwachsen. Besonderheiten dieser Art 
sind vor allem die unterschiedliche Lage der Ver- 
kehrsträger hinsichtlich der Antastung der Infra- 
strukturkosten und eine gewisse Tendenz zur Uber- 
kapazität bei bestimmten Verkehrsträgern. Die Bei- 
hilfen müssen dazu beitragen, Verzerrungen des 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500 65 


Wettbewerbs zwischen Verkehrsunternehmen oder 
Verkehrsträgern zu beseitigen und den volkswirt- 
schaftlichen Verkehrsbedarf besser zu decken. 

Zur Abgrenzung der Beihilfen, die der Abgeltung 
bestimmter mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes 
zusammenhängender Leistungen entsprechen, ist es 
erforderlich, Begriffsbestimmungen für die Betriebs- 
und Beförderungspflicht sowie für die Tarifpflicht zu 
geben. 

Für die Ausgleichszahlungen, die zur Normalisie- 
rung der Konten der Eisenbahnunternehmen erfor- 
derlich sind, und für den Ausgleich der Belastungen, 
die den Verkehrsunternehmen aus Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes entstehen, müssen gemein- 
same Regeln und Methoden entsprechend den Arti- 
keln 5, 6 und 7 der Entscheidung Nr. 65/271/EWG 
festgesetzt werden. 

Die Errichtung einer Wettbewerbsordnung auf 
dem Verkehrsmarkt erfordert, daß die den Ver- 
kehrsunternehmen gewährten Beihilfen keinerlei 
Diskriminierungen aus Gründen der Staatsange- 
hörigkeit bewirken. 

Die Verfahrensvorschriften des Artikels 93 des 
Vertrages und die zu seiner Anwendung erlassenen 
Vorschriften sind, zweckentsprechend ergänzt, auf 
die unter diese Verordnung fallenden Beihilfen ent- 
sprechend anzuwenden. 

Schließlich erscheint es gerechtfertigt, die von den 
Gemeinden den Verkehrsunternehmen für den Per- 
sonenverkehr gewährten Beihilfen vorläufig vom 
Anwendungsbereich dieser Verordnung auszuneh- 
men, weil diese Beihilfen keine besondere Bedeu- 
tung für die gemeinsame Verkehrspolitik besitzen 
und ihre Prüfung daher nicht vordringlich ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Soweit in dieser Verordnung nicht etwas anderes 
bestimmt ist, wird die in den Artikeln 92 und 93 
des Vertrages und in ihren Anwendungsvorschriften 
vorgesehene Regelung auf staatliche oder aus staat- 
lichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art 
ausgedehnt, die durch die Begünstigung bestimmter 
Verkehrsunternehmen oder Verkehrsträger den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen 
und die den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht beeinträchtigen. 
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Artikel 2 

Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinie- 
rung des Verkehrs entsprechen, im Sinne des Arti- 
kels 77 des Vertrages sind staatliche oder aus staat- 
lichen Mitteln erbrachte Leistungen, die dem Aus- 
gleich der durch staatliche Eingriffe hervorgerufenen 
Beeinträchtigungen bestimmter Verkehrsunterneh- 
men oder Verkehrsträger oder der Auswirkung von 
Besonderheiten des Verkehrsmarktes dienen. Die 
Beihilfen müssen dazu beitragen, Verzerrungen des 
Wettbewerbs zwischen Verkehrsunternehmen oder 
Verkehrsträgern zu beseitigen und die Befriedigung 
des volkswirtschaftlichen Verkehrsbedarfs zu ver- 
bessern. 


Artikel 3 

1. Unbeschadet der gemeinsamen Regeln, die in 
Ausführung des Artikels 7 der Entscheidung Nr. 65/ 
271/EWG noch erlassen werden, dürfen unter den in 
Artikel 2 genannten Bedingungen Verkehrsunter- 
nehmen insbesondere Beihilfen zum Ausgleich von 
Mehrbelastungen gewährt werden, die sie im Ver- 
gleich zu anderen Verkehrsunternehmen zu tragen 
haben, und zwar auf Grund der Verpflichtung: 

a) mehr Personal zu beschäftigen, als betriebsnot- 
wendig ist; 

b) bestimmte soziale Leistungen zugunsten ihres 
Personals zu erbringen, die über die entsprechen- 
den Leistungen der anderen Verkehrsträger hin- 
ausgehen; 

c) besondere Versorgungsregelungen zugunsten 
ihres Personals zu treffen, die günstiger sind als 
die entsprechenden Regelungen der anderen Ver- 
kehrsträger; 

d) die Aufwendungen für die Sicherungseinrichtun- 
gen, die mehreren Verkehrsträgern gemeinsam 
dienen, allein zu tragen. 

2. Bei der Feststellung der Belastungen sind die Vor- 
teile zu berücksichtigen, die sich für die Verkehrs- 
unternehmen aus diesen Verpflichtungen ergeben 
können. 


Artikel 4 

Unter den in Artikel 2 genannten Bedingungen 
dürfen weiter insbesondere folgende Beihilfen ge- 
währt werden: 

a) Beihilfen an Verkehrsunternehmen, die für die 
Infrastruktur, die sie benutzen, selber aufkom- 
men müssen, um sie von einem Teil der hier- 
durch verursachten Aufwendungen zu entlasten; 

b) Beihilfen zur Beseitigung von Uberkapazitäten 
im Verkehr, soweit sie Bestandteil eines Sanie- 
rungsplans sind und zu einer besseren Anpas- 
sung des Gesamtangebots von Verkehrsleistun- 
gen an den volkswirtschaftlichen Verkehrsbedarf 
beitragen. 


Artikel 5 

1. Unbeschadet der gemeinsamen Methoden, die in 
Ausführung der Artikel 5 und 6 der Entscheidung 
Nr. 65/271/EWG noch erlassen werden, dürfen als 
Beihilfen im Sinne des Artikels 77 des Vertrages, 
die der Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des 
öffentlichen Dienstes zusammenhängender Leistun- 
gen entsprechen, durch die Staaten oder aus staat- 
lichen Mitteln Leistungen zum Ausgleich der Be- 
lastungen erbracht werden, die den Verkehrsunter- 
nehmen aus der Auferlegung einer oder mehrerer 
der in Absatz 2 genannten Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes entstehen. 

2. Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes im 
Sinne des Absatzes 1 sind die Betriebspflicht, die 
Beförderungspflicht und die Tarifpflicht. 

a) Betriebspflicht im Sinne dieser Verordnung ist 
die den Verkehrsunternehmen auferlegte Ver- 
pflichtung, für die ihnen durch Konzession oder 
gleichwertige Ermächtigung übertragenen Strek- 
ken alle Maßnahmen zu treffen, um eine Ver- 
kehrsbedienung zu gewährleisten, die festgesetz- 
ten Normen in bezug auf Sicherheit, Dauerhaftig- 
keit und Regelmäßigkeit entspricht. Hierunter 
fällt auch die Verpflichtung, ergänzende Betriebs- 
einrichtungen zu unterhalten. 

b) Beförderungspflicht im Sinne dieser Verordnung 
ist die den Verkehrsunternehmen auferlegte Ver- 
pflichtung, zu den festgesetzten Bedingungen 
jede Beförderung von Personen oder Gütern aus- 
zuführen, 

c) Tarifpflicht im Sinne dieser Verordnung ist die 
den Verkehrsunternehmen auferlegte Verpflich- 
tung, die Beförderungen zu den amtlich festge- 
setzten oder von der Aufsichtsbehörde genehmig- 
ten Beförderungsentgelten durchzuführen. 


Artikel 6 

Beihilfen im Sinne dieser Verordnung dürfen 
keine Diskriminierungen aus Gründen der Staats- 
angehörigkeit des Verkehrsunternehmers bewirken. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission an- 
läßlich der Unterrichtung nach Artikel 93 Absatz 3 
des Vertrages sämtliche Einzelheiten mit, die zum 
Nachweis der Zulässigkeit dieser Beihilfen erforder- 
lich sind. 

2. Für die in den Artikeln 3 und 5 dieser Verord- 
nung genannten Beihilfen entfällt die vorherige 
Unterrichtung der Kommission nach Artikel 93 Ab- 
satz 3. 

3. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
unverzüglich von der Inkraftsetzung jedes Beihilfe- 
vorhabens, das unter diese Verordnung fällt, ein- 
schließlich derjenigen, die in den Genuß der Be- 
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freiung nach Absatz 2 gekommen sind. Hierbei über- 
senden sie der Kommission die einschlägigen Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften. 

4. Nach Abschluß eines Haushaltsjahres teilen die 
Mitgliedstaaten der Kommission die Beträge mit, 
die tatsächlich zur Gewährung von Beihilfen im 
Sinne dieser Verordnung gezahlt worden sind. 


Artikel 8 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht 
für Beihilfen, die Verkehrsunternehmen von den Ge- 
meinden für den Personenverkehr gewährt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 
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Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Nach Artikel 9 Absatz 1 der Entscheidung des Rats 
vom 13. Mai 1945 über die Harmonisierung bestimm- 
ter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen, hat 
die Kommission dem Rat vor dem 1. Juli 1966 Vor- 
schläge im Hinblick auf die Anwendung des Arti- 
kels 77 des Vertrages zu unterbreiten. 

Nach Artikel 77 sind mit dem Vertrag vereinbar 
Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinierung 
des Verkehrs oder der Abgeltung bestimmter mit 
dem Begriff des öffentlichen Dienstes zusammen- 
hängender Leistungen entsprechen. 

Der vorliegende Vorschlag fügt sich in die allge- 
meine Konzeption der Kommission für eine Wettbe- 
werbsordnung des Verkehrs ein und hat insbeson- 
dere zum Ziel, auf dem Verkehrsmarkt bestehende 
Wottbewerbsverzerrungen zu beseitigen und neue 
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. 

In Übereinstimmung mit dieser Zielsetzung sieht der 
Vorschlag im wesentlichen zwei Gruppen von Vor- 
schriften vor; 

a) die Abgrenzung der Beihilfen, die den Erforder- 
nissen der Koordinierung des Verkehrs oder der 
Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des 
öffentlichen Dienstes zusammenhängender Lei- 
stungen entsprechen; 

b) das Verbot sämtlicher staatlichen Beihilfen, die 
den Wettberwerb verfälschen oder zu verfälschen 
drohen, auch wenn sie den Handel zwischen Mit- 
gliedstaaten nicht beeinträchtigen. Diese Aus- 
weitung des Anwendungsbereichs des Artikels 92 
Absatz 1 erweist sich als erforderlich für die Ver- 
wirklichung der gemeinsamen Verkehrspolitik. 

Der vorliegende Vorschlag präjudiziert nicht die 
gemeinsamen Regeln und Methoden, die für die Aus- 
gleichszahlungen zur Normalisierung der Konten 
der Eisenbahnunternehmen nach Artikel 7 der Ent- 
scheidung Nr. 65/271/EWG und für den Ausgleich 
von Belastungen des öffentlichen Dienstes nach den 
Artikeln 5 und 6 dieser Entscheidung zu erlassen 
sind. 


11. Besondere Bemerkungen 

Zu Artikel 1 

Dem allgemeinen Verbot des Artikels 92 Absatz 1 
des Vertrages unterliegen den Wettbewerb verfäl- 
schende staatliche Beihilfen nur dann, wenn sie den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

Zur Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik ist es aber erforderlich, Beihilfen, die den 


j Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, 
nicht nur auf Gemeinschaftsebene, sondern in glei- 
cher Weise auch auf nationaler Ebene auszuschalten. 
Die drei Binnenverkehrsträger weisen nämlich stark 
voneinander abweichende ökonomische Strukturen 
auf und bedienen sich verschiedener Techniken. Dar- 
über hinaus sind sie zahlreichen Verpflichtungen 
unterworfen, die für die drei Verkehrsträger sehr 
unterschiedliche Auswirkungen haben, und die eine 
I Besonderheit des Verkehrs darstellen. Es muß des- 
halb die Verbindlichkeit für die Schaffung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen für die drei Verkehrs- 
I träger vorgesehen werden, um so eine funktions- 
; fähige Verkehrsordnung entsprechend den Zielen 
j des Artikels 77 des Vertrages zu gewährleisten. 

Bei dieser Sachlage ist es erforderlich, die in den 
1 Artikeln 92 und 93 des Vertrages vorgesehene Rege- 
lung auf alle Beihilfen auszudehnen, die durch die 
i Begünstigung bestimmter Verkehrsunternehmen 
; oder Verkehrsträger den Wettbewerb verfälschen 
I oder zu verfälschen drohen, auch wenn sie den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht beeinträchti- 
gen. Sonst könnten sich nämlich insbesondere hin- 
: sichtlich der Zulassung von Verkehrsunternehmern 
I zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem 
! sie nicht ansässig sind, Wettbewerbsverzerrungen 
ergeben. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift grenzt die Kriterien für die Zuläs- 
sigkeit von Beihilfen ein, die den Erfordernissen der 
I Koordinierung des Verkehrs entsprechen. 

I Hauptsächliches Ziel der Gewährung derartiger Bei- 
hilfen muß es sein, zur Beseitigung von Wettbe- 
werbsverzerrungen auf dem Verkehrsmarkt beizu- 
I tragen, die strukturell bedingt sein können, oder 
die auf staatliche Eingriffe zurückzuführen sind. Die 
Beihilfen müssen für die Gesamtwirtschaft von Nut- 
zen sein. 

In keinem Fall dürfen Beihilfen zur Koordinierung 
des Verkehrs neue Wettbewerbsverzerrungen her- 
j vorrufen, indem sie einen bestimmten Verkehrs- 
1 träger oder ein bestimmtes Verkehrsunternehmen 
j zu Lasten anderer begünstigen. 

Zu Artikel 3 

I Den Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs 
: entspredien insbesondere Beihilfen, die den Ver- 
kehrsunternehmen im Rahmen der Normalisierung 
der Konten gewährt werden. Hierbei geht es darum, 
durch Zahlungen aus öffentlichen Mitteln Mehrbe- 
i lastungen auszugleichen, die Verkehrsunternehmen 
aus staatlichen Auflagen entstehen, und die ihre 
I Konkurrenten nicht zu tragen haben. 
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Wenn in der Regel diese Auflagen für die Verkehrs- 
unternehmen Belastungen mit sich bringen, so kön- 
nen in bestimmten Fällen daraus andererseits Vor- 
teile resultieren. Bei der Festlegung der Ausgleichs- 
beträge sind diese Vorteile in Rechnung zu stellen. 
Sov/eit die Normalisierungsmaßnahmen dazu bei- 
tragen, Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, 
stellen sie ein zulässiges Instrument sowohl der 
nationalen als auch der gemeinsamen Verkehrs- 
politik dar. 

Zu Artikel 4 

In diesem Artikel sind zwei Arten zulässiger Bei- 
hilfen angeführt, die den Erfordernissen der Koordi- 
nierung des Verkehrs entsprechen, und die auch als 
Mittel der gemeinsamen Verkehrspolitik verwandt 
werden könnten. 

Die Aufzählung des Artikels 4 ist nicht abschließend. 
Es können demnach noch weitere Beihilfen zur Koor- 
dinierung des Verkehrs gewährt werden, wenn sie 
den Kriterien des Artikels 2 entsprechen. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel enthält Kriterien für die Gewährung 
von Beihilfen, die der Abgeltung bestimmter, mit 
dem Begriff des öffentlichen Dienstes zusammen- 
hängender Leistungen entsprechen. 

Es handelt sich hierbei um staatliche Beihilfen an 
Verkehrsunternehmen zum Ausgleich von Belastun- 
gen, die ihnen aus der Betriebspflicht, der Beförde- 
rungspflicht und der Tarifpflicht erwachsen. Der- 
artige Ausgleichszahlungen stellen nur das Äquiva- 
lent für Leistungen dar, welche die Verkehrsunter- 
nehmen im öffentlichen Interesse zu erbringen 
haben. Die Anwendung von Artikel 5 Absatz 1 der 
Entscheidung Nr. 65/271/EWG des Rats dürfte den 
Umfang und die Bedeutung von Verpflichtungen des 
Öffentlichen Dienstes wesentlich verringern. 

Absatz 2 enthält Definitionen für die drei Bestand- 
teile des Begriffs „öffentlicher Dienst", und zwar im 
Hinblick auf die Ausgleichszahlungen nach Absatz 1. 
Diese Definitionen sollen in gleicher Weise für die 
Verordnungen zur Anwendung der Artikel 5 und 6 
der Entscheidung des Rats vom 13. Mai 1965 Ver- 
wendung finden. 

Zu Artikel 6 

Die gemeinsame Verkehrspolitik muß sich auf das 
Prinzip der Nicht-Diskriminierung gründen. Ihre 
Verwirklichung könnte wesentlich beeinträchtigt 
werden, wenn es erlaubt wäre, daß ein Mitgliedstaat 


die Gewährung an sich zulässiger Beihilfen in 
irgendeiner Form von der Staatsangehörigkeit des 
Verkehrsunternehmers abhängig machte. Das Dis- 
kriminierungsverbot ist insbesondere notwendig, um 
zu verhindern, daß ein Mitgliedstaat die Zulassung 
von Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, 
durch die Gewährung von Beihilfen bis zu einem 
gewissen Grade unwirksam macht. 

Zu Artikel 7 

Der Artikel 7 enthält Vorschriften zur Anpassung 
des Verfahrens an die Erfordernisse dieser Rege- 
lung. 

Die vorherige Unterrichtung der Kommission nach 
Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages entfällt für die in 
den Artikeln 3 und 5 der Verordnung genannten 
Beihilfen. Da diese Beihilfen grundsätzlich als zu- 
lässig im Sinne des Artikels 77 des Vertrages ange- 
sehen werden können, erscheint es zur Verein- 
fachung des Verfahrens ausreichend zu verlangen, 
daß die Mitgliedstaaten die Kommission erst von 
der Inkraftsetzung der Beihilfemaßnahmen unter- 
richten. 

Für alle übrigen Beihilfen haben die Mitghedstaaten 
vor ihrer Inkraftsetzung den Nachweis zu führen, 
daß sie zur Beseitigung von Verzerrungen des Wett- 
bewerbs zwischen Verkehrsunternehmen oder Ver- 
kehrsträgern und zu einer besseren Befriedigung des 
volkswirtschaftlichen Verkehrsbedarfs beitragen und 
daß sie keine Diskriminierungen nach der Nationali- 
tät verursachen. 

Nach Abschluß eines Haushaltsjahres sind der Kom- 
mission die tatsächlich gezahlten Beihilfebeträge 
mitzuteilen. 

Zu Artikel 8 

Dem Verbot unterliegen sämtliche den Wettbewerb 
verfälschende staatlichen Beihilfen, unabhängig da- 
von, ob sie vom Staat oder anderen öffentlichen 
Institutionen, wie insbesondere Ländern, Provinzen, 
Departements, Regionen, Gemeinden gewährt wer- 
den. 

Es scheint jedoch angebracht, vom Anwendungsbe- 
reich der Verordnung vorläufig die Beihilfen auszu- 
nehmen, die Verkehrsunternehmen von Gemeinden 
für den Personenverkehr gewährt werden. Diese 
Gruppe von Beihilfen hat nämlich im Augenblick für 
die Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrspoli- 
tik keine vorrangige Bedeutung. Ihre Einbeziehung 
könnte die Anwendung dieser Verordnung beträcht- 
lich erschweren. 


6 



